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1. Zugang zu den Akten eines totalitären Regimes 

Die Diskussion über die Notwendigkeit eines gesetz.lichen Rahmens für den nach 

der Auflösung der DDR-Staatssicherheit möglich gewordenen Zugang zu den Un

terlagen des Ministeriums für Staatssicherheit stellt nach dem Zusammenbruch der 

DDR das politisch meist diskutierte und umstrittenste Problcmgebiet der Wieder

vereinigung dar. 

Mit der Besetzung der Stasi-Zentralen im Dezember 1989, der Erstürmung des Mi

nisteriums für Staatssicherheit (MfS) in Berlin am 15. l. 1990 und der daraus resul

tierenden Wahrnehmung des potentiellen Umfangs der Tätigkeiten des Staatssicher

heitsdienstes rückten nun die Stasi-Akten als zentrales Element der Aufarbeirung 

und geschi~hdichen Darstellung der DDR-Vergangenheit in den Mittelpunkt. Die 

Auflösung dcs Staatssicherheitsdienstes und die Sicherung der Aktenbestände stan

den zunächst im Vordergrund auch des öffentlichen Interesses. Mit den Informatio

nen und Daten, die das MfS gesammelt und archiviert hatte, sollte nun, die Akten 

gleichsam als Indikator nutzend, die Beteiligung des einzelnen an der Aufrechterhal

rung der SED-Diktatur kenntlich gemacht werden. Die Frage nach der Diffenzie

rung zwischen Opfern und Tätern und die Frage nach den Handlungsmotiven 

rückten in den Mittelpunkt des Interesses. Die öffentliche Diskussion umfaJhe die 

Grenzen und Möglichkeiten einer politischen, hi storischen und juristischen Aufar

beitung und sah sich konfrontiert mit den beiden gegensätzlichen Forderungen der 

Nutzung sämtlichen Aktenmaterials z ur Aufarbeirung einl'r~eits und der Forderung 

nach einer der Öffentlichkeit vorenthaltenen Archivierung oder sogar der Aktenver

nichtung andererseits . 

ßereits im Einigungsvertrag und in der Vereinbarung zu dessen Durchführung 

wurde der gesamtdeutsche Gesetzgeber aufgefordert, den Umgang mit der äußerst 

brisanten Hinterlassenschaft des Staatssicherheitsdienstes umfassend zu regeln.' Mit 

der Verabschiedung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) vom w. Dezember [99 [' 
sollte die Grundlage für die Verwaltung und Nutzung der Unterlagen des Staats

sicherheitsdienstes geschaffen werden, um die politische und juristische Aufarbei

tung der Stasi-Vergangenheit und damit verbunden der DDR-Geschichte einzulei

ten. Ziel des Stasi-Unterlagen-Geset;{.cs ist es, die Unterlagen des MfS sowie seiner 

Vorläufer- und Nachfolgeorganisationen durch die ,Gauck-Behörde< vollständig zu 

erfassen und zentral Z.u verwalten. Das historisch-politisch neue Phänomen eines 

prinz.ipiellen Zugangs zu den Akten eines totalitären Regimes manifestiert sich in der 

Intention des StUG, dem einzelnen die zu seiner Person vorhandenen Informationen 

I Vucinb.Jrung 7.wischen der BRD und deI" DDR ;:.ur Durchfuhrung und Auslegung des anl J I. Augusr 1990 

in Berl," unterzeIChneten Venr.lges zwischen der BRD und der DDR uber die Herstellung der Einheit 
Deut$ehlans - E,nigu ngsvem,g - vom 18 . September '990, BGBL Il S. 885. , 2)9. 

1 Gesetz ubcr die Unterlagen des StlJtss ichcrhcltsdicl1SlCS der eht?maligen Deut!ichen Demokratischen Re
publik (' taSl-Untcrl.gen-G esttz - StUG) vom 20. Dezember '99' (B G BL '99' I S. 227'), zuletzt gCJnden 
durch das Gesetz zur linderung des Stasi-Unterl3gen-Gesclzes (StUAndG) vom 22. L 1994 (BGBI. 1994 I 
s. }34) SO"". durch d,. Zwei .. Gesetz z.ur Änderung des StaSi-Unterlagen-Gesetzes 2. SIUÄndG) vom 
26· 7· 1994 (BGBI. 19% I S. '748). 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1995-3-351
Generiert durch IP '3.14.142.231', am 29.04.2024, 20:51:01.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1995-3-351


352 zugänglich zu machen, die Unterlagen für die Verfolgung bestimmter Straftaten und 

für die Überprüfung von Inhabern und Bewerbern bestimmter Ämter und Funktio
nen zur Verfügung zu stellen sowie für die wissenschaftliche Forschung zum Zwecke 
der politischen und historischen Aufarbeitung und politischen Bildung zu öffnen. 
Das Stasi-Unterlagen-Gesetz bezieht sich somit auf ein schwieriges und außeror
dentlich komplexes Aufgabengebiet. Die derzeitige Anwendung des Stasi-Unterla
gen-Gesetzes bleibt weiter hinter seiner theoretischen Konzeption zurück und bietet 

Raum für vielfältige Kritik aus verschiedenen gesellschaftlichen Kreisen. 
Die Bedeutung, Besonderheit und objektive Progressivität des Stasi-Unterlagen
Gesetzes in seinem historisch neuen experimentellen Charakter, aber auch die Pro
blembereiche des Gesetzes, liegen in den diametral entgegenstehenden Interessen 
wie dem Opferschutz, den Persönlichkeitsrechten der Beteiligten (auf beiden Seiten), 

dem öffentlichen Interesse an umfassender Aufklärung und der Integration durch 
gemeinsame Vergangenheitsbewältigung bei Vermeidung der Stigrnatisierung ganzer 
Bevölkerungsgl"Uppen. Damit ist das Stasi-Unterlagen-Gesetz charakterisiert durch 
eine Reihe VOll rechtlichen Kompromissen, deren Wert sich in der Praxis erweisen 
muß. Die Legitin1ität des Stasi-Unterlagen-Gesetzes ist durch möglichen Mißbrauch 
der Verwendung von Stasi-Akten und durch die umfangreichen Personenüberprü
fungen auf Stasi-Tätigkeit in die Debatte geraten. Die seit Inkrafttreten des Gesetzes 

weiter anhaltende politische Diskussion über Schließung) oder weitere Öffnung der 
Archive des Staatssicherheitsdienstes, über die Forderung einer Novellierung des 
Stasi-Unterlagen-Gesetzes sowie die Diskussion über Kompetenzen und Möglich
keiten der Behörde des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits
dienstes bieten vielfältige aktuelle Fragestellungen für die Auseinandersetzung mit 
dem Geltungsbereich und der Anwendung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes. Anhand 
der kritischen Auseinandersetzung mit dem Stasi-Unterlagen-Gesetz und seines Re
gelungsgehalts, mit seinen Rechten und Restriktionen, mit seinem Versuch eines 
Ausgleichs zwischen dem Schutz der Opfer vor unfreiwilli ger Offenlegung privater 
Sachverhalte als wichtigem Individualgut einerseits und dem Informationsinteresse 

der Öffentlichkeit andererseits, soll ein rechtsstaatlicher Bezugsrahmen entwickelt 
werden, mit dessen Hilfe Normdefizite und Schwachstellen dcs Stasi-Unterlagcn

Gesetzes analysiert werden. Hierzu zählen vor allem der Ausschluß des rechtlichen 
Gehörs und die Monopolisierung der Forschung beim Bundesbeauftragten, die par
tiell mangelnde Gewährleistung des Persönlichkeitsschutzes durch das Stasi-Unter

lagen-Gesetz, die in Teilen unzureichende Verfassungsmäßigkeit des Eingriffs in die 
Pressefreiheit durch die pressespezifischen Regelungen des Stasi-Unterlagen-Geset
zes sowie die Probleme des Datenschutzes im Bereich der Gesetzesanwendung. 
Die Ausleuchtung des Spannungsverhältnisses zwischen dem unumstritten emanzi
patOrischen und aufklärerischen Impetus des Stasi-Unterlagen-Gesetzes, das durch 

umfangreiche Einsichts- und VerwendungsmögLichkeiten einen Einblick in das 
Herrschaftswissen einer Diktatur gewährt, und dcn gesetzlichen Schwachstellen und 
Unzulänglichkeiten des Stasi-Unterlagen-Gesetzes soll die emanzipatorische Bedeu
tung des Gesetzes lind die Chance seiner angemessenen Novclljerung störker hervor

heben. 

Mit Bltck ~ui den möglichen Mlßbr;lucb von Stasi-Akren pLHhene der \X/j m.'nbergcr P(.urcr Frlcdnch 
Schorlemmcr rur C'lne Schließung der Srasi -Akten zum I.Janu;'lr J 996. Schorlcmmcr beklagt die Sligm;m
li ierung von Menschen durch die Akten und spriclH sieh gegen Jede offenthchc Nennung von Stasi· 
MllarbeHern aus. Mit se!nem A rgument, daß durch dlL' Aufdeckung \'on immer mehr Ycrstnckung('n 
anhand der Akren da:> System dl"r Sr aat.ss ichcrhl'n nlchr :lUsn':ichend dargl'srdh wcrdt'n konnc und daß die 
Be.~c hJ.ftlgung mir der $l:l S" i-Verg:mgenhen von dCLI gq;ct1wanigcn Probl~men ablenke, plalhent' cr tur ("IIW 
. hellsame Versc/JtJ..'/f.'gt l1h rz( ubcr Dmgr. du' meht mehr kl"rb,IY wHI • . (Interview von Guntcr Wer? mit 
Fricdrich ~chorl('mmcr In; Express H::a lle vom ! 1. Nov~mb(·r 1993). 
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II. Gewährleistung des Penönlichkeitsrechts durch das 
Stasi- Unterlagen-Gesetz 

Die in § I Abs. I Ne. 1-3 StUG festgelegte Zielsetzung, d. h. die Absicherung des 

Persönlichkeitsscbutzes des einzelnen vor Beeinträchtigungen "durch den Umgang 
mit den vom Staatssicherheitsdienst zu seiner Person gespeicherten Informatiollen", 
die Aufklärung der »Einflußnahme des Staatssicherheitsdienstes« auf das persönliche 

Schicksal einzelner Bürger sowie die Gewährleistung der "historischen, politischen 
und juristischen Aufarbeitung.<, wird im Stasi- Unterlagen-Gesetz verengt durch den 

Regelungsgegenstand der Zuordnungskriterien von Stasi-Unterlagen gemäß § 6 
Abs. I StUG: Hierzu zählen vor allem das fehlende Zugrifhrecht der Gauck

Behörde auf Unterlagen bei öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen, die nicht 

Unterlagen im Sinne des § 6 Abs. 2 StUG sind, sowie das Herausfallen von solchen 

Unterlagen aus dem Geltungsbereich des Stasi-Unterlagen-Gesetzes, die das MfS 
»anderen öffentlichen oder nicht-öffentlichen Stellen zugesandt hat, soweit diese 

Stellen ihm gegenüber nicht rechtlich oder faktisch weisungsbefugt waren.« 

Es kann jedoch kaum Zweifel darüber bestehen, daß angesichts der vielfältigen Kon

takte zwischen der bundesdeutschen Regierung und derjenigen der DDR ebenso in 
Unterlagen öffentlicher Stellen der Rundesrepublik wie in den Akten des Auswärti

gen Amtes, der Verfassungssehutümter sowie des BND Material vorhanden ist, das 

zwar nicht der Definition 'Stasi-Unterlagen< im Sinne des § 6 Abs. I StUG unterliegt, 
dennoch wertvoll für die Aufklärung der »Einflußnahme des Staatssicherheitsdien

stes auf das persönliche Scllicksal einzelner Bürger« (§ I Abs. I NI". I StUG) ist' Da 

zur Gewährleistung des Persönlichkeitsschut~cs des einzelnen Bürgers die Heran
ziehung auch aller bei bundesdeutseben Behörden befindlichen Materialien, die 

Aufschlüsse über die Arbeits- und Funktionsweise des Staatssicherheitsdienstes ge
ben, nötig wäre, das Stasi-Unterlagen-Gesetz aber ein solches Zugriffsrecht auf diese 
Informationsquellen nicht gewährt, die nicht ,Stasi-Unterlagen< im Sinne des § 6 

Abs. [ StUG sind, kann in diesem Zusammenhang von einem unzureichenden Per

sönlichkeitsschutz durch das Stasi-Unterlagen-Gesetz ausgegangen werden' 
Gravierend erscheint umgekehrt die Einschränkung der Persönlichkeitsrechte von 
ehemaligen Mitarbeitern oder Begünstigten des MfS, deren personen bezogene Daten 

in der Form und in dem Inhalt zur Verwendung freigegeben w erden, wie sie vom 
Staatssicherheitsdienst gespeichert wurden.' Die Schutzpflicht des Gesetzgebers hin

sichtlich des Persönlichkeitsrechts von ehemaligen Mitarbeitern und Begünstigten 

des MfS scheint lediglich durch die Möglichkeit des gesonderten Vermerks der Un
richtigkeit bzw. auch schon der bestrittenen Richtigkeit dieser Daten durch die 

betreffende Person sowie durch die "Nachberichtspflicht« des Bundesbeauftragten 

gewährleistet. ' 
Eine Kollision des Stasi -U nrerlagen-Gcsetzes mit dem Persönlichkeits recht zeigt sich 

am Regelungsgehalt der Stasi-Überprüfung von Personen u.nd der Regelanfrage: 

4 Vgl. St:J.ff, IIsc: \'\' lcc!crverc 1I11,gull g ullter RedllsgeSt'["% i.>o . Ein BCltrlg l:.ur VcrbSsu li'bs konforrnit~l des 
S,-,lsi·UIl[t·rl:lbl'n-G eSt-tzl·S, In: ZRP Heft Il11992; 5 ... 6.2-469 (464). 

5 Vgl. Sl:lH. llse : In: ZRP Heh IlI I992, S. -1 04 f. 
6 Vgl. StaH, lIse: In: ZRP Heft !2 / 1~1j 2 . S.46S. 
7 "(l) Stellt der Bundes bc:lufti.l.gl{, fcst oder Wird Ihm mitgeteilt, daß personcnbczog~nc Informatio nen In 

U tHL'rla scn unnchu& smd, Qdcr WI rd die R,chngkcll von dcr Person, auf die s ie SIch beziehen, bestrinen, so 
1St d,es ;:'tuf einL'1Il b~sondcrll'n Blatt 7.U verm erken und den Unterlagen bCTl,ufug{·n. 

()) Sll1 d pcrso[1cnbezo~t'nc Inform~\li o n t' n au fgrund eines E.r s u :: h(·I1~ nach den §§!O bIS 15 Ubl'rtll!ttell 
worden unll tTW e l1c n sie Sich htnslchtlich der Person, :tuf die Sich d:lS Ersu..:hen bezoG. n:H:: h Jhrer Ubtr
mll thmg ::11) unrlchlig, so !MIJ Sj(~ gtgcnuber dem Empfan t;L'r "Lu berichtigen, es SC I denn, d:aß dIes fu r dl(' 
Beurtedung etnes Sach\'crhaltcs ohne Bcdtutullg 1St. _ (§ 4- Ab.';;. 2 und J StUG.) 

]53 
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354 Im Zusammenhang mit der Verwendung von Stasi-Unterlagen durch öffentliche und 

nicht-öffentliche Stellen weist das Stasi-Unterlagen-GesetZ der Gauck-Behörde eine 
dezidierte Gutachter-Funktion nicht zu. Allerdings wird der Behörde die MögLich
keit der Mitteilung über Akten eingeräumt. Die Befugnis des Bundesbeauftragten, 
Mitteilungen an öffentliche und nicht-öffentliche Stellen über den Inhalt der Stasi
Unterlagen zu machen, ihnen Einsicht in die Unterlagen zu gewähren und ihnen 
Unterlagen herauszugeben, liegt in seinem "pflichtgemäßen Ermessen«.s Allerdings 
sind diesem Ermessen rechtliche Grenzen gesetzt. Die Zulässigkeit der Verwendung 
von Stasi-Unterlagen durch öffentliche und nicht-öffentliche Stellen ist katalogartig 

außerordentlich umfangreich, damit einhergehend allerdings auch unklar und ver
wirrend, in den §§ 20 und 21 StUG geregelt. Zulässige Verwendungszwecke für 
solche Mitteilungen sind demnach Rehabilitierung und Wiedergutmachung, Schutz 
des Persönlichkeitsrechts, Aufklärung von Vermißten- und Todesfällen, G eltendma

chung von Versorgungsansprüchen, Feststellung und Sicherung von DDR-Vermögen 
sowie der brisanteste und in der Öffentlichkeit am meisten beachtete Zweck des 

Gesetzes, die Stasi-Überprüfung v on Personen zur Feststellung, ob sie für den Staats
sicherheitsdienst tätig waren. §§ 20 und 21 StUG enthalten nun umfangreiche 
Kataloge von Personengruppen, für die eine Überprüfung wlässig ist' Neben Mit
gliedern von Bundes- oder Landesregierungen sowie Abgeordneten sind dies Perso
nen des öffentlichen Dienstes und Notare. '" Eine weitere für die Stasi-Überprüfung 
durch die Gauck-Behörde vorgesehene Personengruppe umfaßt neben Vorständen 

von politischen Parteien, ehrenamtlichen Richtern und in einem kirchlichen Ehren
amt tätigen Personen vor allem leitende Funktionsträger von Verbänden und Be
triebsräte. ll 

Diese im Gesetz sehr weit gcfaßte Verwendungsmöglichkeit von personenbezogenen 

Unterlagen zur Überprüfung von Personen auf eventuelle MfS-Mitarbeit wird von 
Praktikern der Gauck-Behörde damit begründet, daß die Aufarbeitung der Stasi

Tät.igkeit »[. . .j nicht von vornherein durch das Gesetz unnötig einzuengen [. . .j" 
sei." Von Kritikern einer derartigen Praxis wird allerdings gerade wegen dieser ex
tensiven Verwendungsregelung eine durch das Stasi-Unterlagen-Gesetz unzurei
chende Gewährleimmg des Persönlichkeitsschutzes bemängelt.' ) 
Wenngleich die Personenüberprüfung in der Theorie des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 

eine Kann-Bestimmung darstellt, vom Gesetz nicht vorgeschrieben, sondern nur 
zugelassen, und somit in der theoretischen Konzeption eine »Regelanfrage« von 
öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen an die Gauek-Behörde nicht vorgesehen 
ist, so muß dennoch festgestellt werden, daß die Praxis der Anfragen auf Personen
überprüfung ein anderes Bild zeigt. Die Anfragen auf Personenüberprüfung sind 

nicht an die Voraussetzung gebunden, daß tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver
dacht einer Tätigkeit für das MfS vorliegen, oder daß die Feststellung einer MfS

Tätigkeit der Zu überprüfenden Person wegen dessen bedeutender Funktion nOtwen
dig ist. Damit sind aufgrund der extensiven Auslegung des Stasi-Unterlagen-Geset
zes die »Regelanfragen«, die ursprünglich verhindert werden sollten, aber in der 

8 § 19 Abs. I, l und.:l StVG. 
9 § 20 Abs. i Nrn. 6 und 7 und § II Abs. I Nrn. 6 und 7 StUG. 

10 Pur die Überprufung dieser Pcrs on~ngruppc $tU;t das G~.5e t 7, deren Kenntnisnahme uber den Vorg'3ng 
voraus. 

11 Flllt: Ub(:rpruf-un ~ dieser Personl'ngruppl' kann nur mIt deren Einwdhguoß i'~ur FCSISICllullb, ob .s ie 
haupumdich oder inoHn idl [ur den St;latSSlcherhcllsdiellSl {alig w .J. l"('Il, ~(:sch cl lt'f\. Vg,1. § 20 Abs. 1 Nr. 7 
S,UG. 

12 Vg,l. Geiger, HansJol'g/ Klinghardt, Hein%.: S[a~i-Un[crlagen-Gese [z mit Erlauterun g.e.n rur dit: Pr~l.XIs, 

Koln 199), § 20 StUG I Rdnr. 16, 5·97' 
IJ Vgl. Suil, Jlse: in: ZRP Heft 1 2 / 1'-) 92 , S.464L 
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Praxis das Bild der Gauck-Behörde bestimmen, zulässig." Diese extensive Praxis der 

Verwendungsmöglichkeiten von Stasi-Unterlagen wird ergänzt durch die Mögli ch
keit der Verwendung für Zweck der Nachrichtendienste'!, für Zwecke der parlamen

tarischen Untersuchungsa usschüsse" sowie der Verwendung im Rahmen von 

Abgeordnetenüberprüfung wr Fes tstellung einer Stasi-Mitarbeit. Die Überprüfung 
soll nach -Maßgabe der dafür geltenden Vorschriften. erfolgen. ' 7 Die Kompetenzen 

der Gauck-Behörde sind demnach gesetzlich beschränkt auf die Identifizierung von 

haupumtlich oder inoffiziell für die Stasi tätigen Personen, im Rahmen dieser Über
prüfungsverfahren waren für die Gauck-Behörde allerdings niemal s Entscheid ungs

kompetenzen vo rgesehen." 

Eine wichtige Milderun~ des Eingriffs in das Persönlichkeitsrecht de r Opfer des 
Staatssicherheitsdienstes beinhaltet der Anpruch der Opfer auf Aufklärung durch 

die N ennung der Klarnamen der in den Akten nur mit D ec knamen verzeichne ten 

Inoffizie llen Mitarbeiter. Gemäß dieser Klarnamen-RegeJung stehen die Interessen 
der Mitarbeiter und Denunzianten des MfS an der Geheimhaltung ihrer Namen 

einer Bekanntmachung des Namens gemäfl § 13 Abs. 5 StUG nicht entgegen, da sich 
an so nSten Mitarbeiter und Denunzianten auf die SchutZfege lung des § 3 Abs. 3 

StUG berufen hätten." 

111. Gewtihrleistung von Rechtsstaatlichkeit durch das 
Stasi-U nterlagen-Gesetz 

Alleiniger Maßstab einer Bewertung der Regelungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 

können nur die Rechtsstaatsprinzipien das Grundgesetz der Bundesrep ublik 
Deutschland sein . Kern dieser Prinzipien sind di e gr undrechtlichen Verfahrensga

rantien, nach denen eine Anhörung eines am Verfahren Beteilig ten prinzipiell 
zwinge nd gebo ten ist. Nach der Recbtsprechung des BVcrfG gehört es zum _Kern 
grundrecht/icher Verfahrensgarantien, daß die betroffenen Bürger ihren Standpunkt 
wirksam vertreten können , . 20 Daraus folgt, d aß prinzipiell eine vorherige Anhörung 

geboten ist. Im Stasi-Unterlagen-Gesetz ist eine solche Anhörung von betroffenen 
Personen nicht zwingend vorgeschrieben bei der Verwendung von in Stasi-Unterla

gen entbahenen personenbezogenen Daten vo n ehemaligen Mita rbeitern und Be-

14 Vgl. Stoltenbt;rg, Klaus: StaSI-Unterbgen-Geset7 .. Kommrnt.lr, Blden-B;td cn 1992 , § 20 StUG, Rdnr.8 
und 9. 

'5 § ' 5 S,UG. 
,6 § II S,UG. 
17 Di ese {ur die jeweilige Uberprufung geltenden Vorschriften sind bei einer Abgeordnctcnubcrpri.dung die 

RichtllOicn de-s Bundcstagc.s 10 Ve rbindung mit § 44 b des Abgeordneten gc .~etzes (AbgG. BGBI. '99 2 L, 
S. 67). Zu~t :a n d ig (ur die U bcrprufungcn ISt der Ausschuß {ur W3hlpru(un~. Immunitll und Gescha{ts
ordnung, der auch die Fe~t.stcllung au i (·\·(·l1tucllc Susi-T:itigk(.·lt trifft. In dem Gmacht('n der Gauck
Behorde tiber den BundeH.1 gs ;"lbgcordn~tl·n Grl·gor Gysi, d ~$ dt!rn Immunit:üs:lusschuß dl';§; DCUlsdu:n 
Bundestages am 26. S. 1995 vo rlag. sind durchaus wertende Schlllßfo lgerungcn uber die ZU.~;l mnle'1:Irbeit 
Gysis mu dem MfS cmhah('n, obgleich dl~ Beurteilung der ubermmelle.n St3::.i-Unterlagen nach dem 
Wilk'n des Ge.s("tl_gebe r~ in di t!Sern fa ll ausschließlich d(.·m Bundcscags;ms)chuß fur Wahlprufung, [mmu
nHat und Gesch:i ftsorJ!lung ob li ege (De r Splegel Nr . .u VOm 19 . S. 1995, S.22-24, FAZ vom I J.Junl 
' 9950 s. 4)· 

18 Vgl. Henke:, Klaus-Oleun;lr: Zur ml~u n g und Auswertung dl'r Untcrbgen des St.l:lt ss lchcrheltsdienstcs 
der ehemaligen DDR. in: VfZG, Oktober 1993, S, sn. Ber ich t de.s Innen:tu sschu sses. BT-Ors. t lI1540, 

5·57 · 
'9 V,;1. hlcr.w Grolh, Kl;l us- Marun: Da .. Stas l-Unterbgcn-GeSet7 . Ein Beispiel {-u r die SchWierigkeiten der 

Gesetzgebung nach dem Einigungsvt'",;tg, m: Kru.J schc JUSti l. Heft 311991. S. 176ff. ,.Nur so kann der 
durch die rechtS"wldngc InConnauo nss:unmlung ausgeloste und biS zur KenntniS dts wl rkltchen Na.mens 
de.s Sanundndcn funbeslchcnde Eingriff In <1,15 Pc r50nl iC"hkclUr~ht des Oprers bec:ndcl werden ... 

20 cl. Entscheidung des BVerfG. m: NJW 199 1, S. 2008 H. sowie Emschcidung des BVcrfG, in : NJW J991, 
S. ' 005 fr. 
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günstigte" des MfS." Ebenso unberü cksichtigt bleiben diese grundrechtlichen Ver
fahrensgarantien in der jüngsten Rechtsprechung zum Stasi-Unterlagen -Gesetz. Mit 
Beschluß vom 27. 5.1992 erklärte das Oberverwaltungsgericht Berlin es für .verfas
Stmgsrechtlich unbedenklich., daß ehemalige Mitarbeiter des MfS sich gemäß den 

Regelungen des Stasi-Unterlagen-Gesetze.s nicht gegen die Weitergabe möglicher
weise unrichtiger, sie benachteiligender Informationen wehren können." Zu Recht 

wird daher die Forderung erhoben, die Verwendung von in Stasi-Unterlagen enthal
tene n perSOnen beLogenen Daten von ehemaligen Mitarbeitern und Begünstigten des 
StaatSsicherheitsdienstes im Stasi-Unterlagen- GesetL nur unter der Voraussetzung 
für zulässig zu erklären, daß deren Anspruch auf Anhörung sowie die Verpflichtung 

normiert wird, die protokollierte Anhörung den Unterlagen beizufügen!' Ein 
»rechtliches Gehör. der überprüften Person bei ei nem Auskunfrsersuchen sicht das 

Stasi-Unterlagen-Gesetz nicht vor. Zwar setzt die Überprüfung in bestimmten Fäl
len die Kenntnis (§ 20 Abs. I Nr. 6, § 2 r Abs. [ Nr. 6 StUG) oder sogar di e 
Einwilligung (§ 20 Abs. [ Nr. 7, § 21 Abs. r Nr. 7 StUG) der 7.U überprüfenden Per
son voraus, die Berichtigungsmöglichkeiten gemäß § 4 Abs. 2-4 StUG implizieren 
jedoch, daß die überprüfte Person zunächst einmal erfährt, was d er ersuchenden 
Stelle überhaupt mitgetei lt wurde. 
Im Strafrecht gilt der Grundsatz der Unschuldsvermutung. Nicht der Angeklagte 

hat seine Unschuld, sondern der Staat hat die Schuld des Angeklagten zu beweisen. 
Hierbei muß der Schuldnachweis in einem mündlichen und unmittelbaren Verfahren 

erbracht werden, d. h. das Geri cht darf sich ni cht nur auf schriftliche Unterlagen 
vedassen, sondern die Angeklagten und Zeugen sind in einem mündlichen Verfahren 
anzuhören. Nach § 250 StPO gilt fo lgendes: 

»Bcruh[ der Beweis einer Tars;\chc auf der Wahrnehmung einer Person, so ist diese in der 
Hauptverhandlung zu vernehmen. Die Vernehm ung darf nichr durch Verlesung des iJber eine 
frühere Vernehmung :wlgenommenen Protokolls oder eine sch riftliche Erklärung ersetzt \ve r ~ 
den. "'.l.-4 

Daraus folgt, daß der angeklagte Bürger bei der Wahrheitsfindung nicht dem staat
lichen Handeln untergeordnet wird, er ist vielmehr Beteiligter in einem Justizverfah
ren, bei dem er sich pasönlich und mündlich vertr"ten kann . Seine Persönlichkeits

rechte müssen immer gewahrt bleiben. Im Stasi-Unterlagen-Gesetz werden diese 
Rechte des Bürgers nicht gewährleiStet. Die Einordn llng des Bürgers in die Katego
rie Stasi-Opfer, hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter, ,vird ohne Anhörung 
des Betroffenen nur aufgrund des Erkenntniss tandcs aus den schriftlichen Unterla
gen des Staatssicherheitsdi enstes vorgenommen. Die Regelungen des Stasi-Unterla
gen-Gesetzes schließen nur ei ne Verwendung der DateI! vOn Personen, über die die 
Stasi Informationen gesammelt hat, also der Stasi-Opfer, zum Nachteil diese r Perso-

2L Vgl. S(aff. lIsc: In : ZRP Hd t n.l l9!1 1, S. 469. 
u Vgl. Beschluß des OVG ßcl"l tn vo m ~7. 5.1992 - S S 71 / 92 - . In : LKV Her, 12.11991 , s. 417 jStllsi

Unterlagen-Gesetz und Datcnschutz ), Nach dem Beschluß des QVG Bcrl tllll:ll elll chcma llg" .. r IM keinen 
Anspruch lU( e:IIW clIl slwedlGl" Anordnun g, SCI IU! pcrsonenbtzogcl1 cn 0,11(>/1 Sperren :tu 1.:usen .bi$ zur 

h:slSlc llung Ihrer Richt igkeil , hilfs\Vcisc, lns zur FcstlcgunS CIIlCj: Verfahn'l1 s ". ur FtsmclhJi1g ihrer Rich
Iigkelt - , D:ls Qve fuhn 10 seiner Begrundung aus, der .lußcro rdenthchc Umf:mg, Art und Zunand der 
SI:l$, -Un{cr1a.~en m;lch~ .. au!> pi.lklischen Grunden uCl"Lej t elnc Tr,'nnunr; In zu trcfft.: ndc unel unzurref
(e nde Datell ebenso wie e.ine Trennuni; nJch ndmgcn oder ni ·Iu - rlchtlcen Untl'rbcen praktIsch 
unmoghch [ ... ]. Den SChulzwurdlgcn Imcrr:S5cn der Betroffenen I .. . ) konnte In '3bsthb.uer Zeu nicht 
entsprochtn wcrd(,":l, wcnn vorab ( ... ] !:icprufl w('rd ,'n muHte, ob und wer un ter Jen weil mehr a. ls 
(,tn hundtru;lusend :l ls informelle Mi t.1rbc lt 4..' r gd llh rtC'n Persnnen dll' Kntcru'o d l~S St:laln ichcrhclw lICIl 
SI C'S t!;uur In WirklIChkeit nicht erfullt h:H, Dcr gebot,'ne SC.hUlZ der St;l~ I -Op(("r konme d:ldurch In l'llll'n 

T:ut' l"Sc:h uIZ pervcrtle.n werden . .-
2) Vgl. Suff, Jlse-: in: ZRP Heft I :lt 99 1. S. 469, 
'4 § ' 50 Slr.fproz<ßo rdnun~ (SerO ) vom, Febru" ,877 (RGßI. S. '5) L d. F. vom ,8. 1. ' 99 ' (BGBI. 

191)~ 1 5. 37:z.)· 
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nen aus (§ 5 Abs. J StUG). Im Stasi-Unterlagen-Gesetz sind keine Verfahrensvor
schrifien zur Überpriifung des Wahrheitsgehaltes der StaSi-Akten sowie persönliche 

Mitwirkungsrechte der Stasi-Opfer oder der der Stasi-Mitarbeit Verdächtigen zur 

Überprüfung der Akten vorgesehen. In § 4 Abs. 2 StUG wird der Bundesbeauftragte 

nur angehalten, auf einem gesonderten Blatt eine Notiz festzuhalten, wenn es sich 

herausstellt, daß personenbezogene Daten unwahr sind oder die Richtigkeit der In
formationen von der betroffenen Person bestritten wird. 

Die ebenfalls in diesem Zusammenhang erhobene Forderung nach einer Regelung, 
die die Verwendung von personenbezogenen Daten untersagt, wenn der Bundesbe

auftragte gemäß § 4 Abs. 2 StUG die Unrichtigkeit dieser Daten feststellt, scheint 

allerdings der Zielsetzung des Stasi-Unterlagen-Gesec,es nach weitgehender Öff
nung der Unterlagen entgegenzustehen." Die im Stasi-Unterlagen-Gesetz normierte 

Verpflichtung des Bundesbeauftragten zu einem gesonderten Vermerk bezüglich der 

Unrichtigkeit von D ate n oder auch nur der bestrittenen Richtigkeit dieser Daten 
durch die Person, die auf sie sich beziehen, scheint insofern dem Persönlichkeits

schutz Rechnung zu tragen, als sie nur in Verbindung mit diesem gesonderten 
Vermerk zur Verwendung freigegeben werden. Es bleibt somit dem einzelnen Ver

wender dieser Daten überlassen, die festgestellte oder behauptete Unrichtigkeit 
dieser Daten zu bewerten. Dennoch widerspricht das Fehlen einer gesetzlich zwin

gend vorgeschriebenen Anhörung der betreffendden Person vor der Verwendung 
von deren personenbezogenen Daten den Prinzipien der Rechtss taatlichkeit. Denn 

aufgrund der fehlenden Verpflichtung der Gauck-Behörde, den jeweiligen ehemali
gen Mitarbeiter oder Begünstigten des MfS von der Übermittlung seiner personen

bezogenen Daten zu benachrichtigen'·, und der damit dem Mitarbeiter/Begünstig
ten genommenen Gelegenheit, die Richtigkeit dieser Daten zu bestreiten, verwehrt 

das Stasi-Unterlagen-Gesetz der betreffenden Person das verfahrensmäßige Recht, 
ihren Standpunkt noch vor der Verwendung ihrer Daten wirksam zu vertreten. Die 
im Strafprozeß geltende UJl>chuldsvermutung wird im Stasi-Unterlagen-Gesetz zu 

einer Schuldvermutun.g umgekehrt. Die Richtigkeit der Informationen der Stasi
Akten wird vorausgesetzt, und demjenigen, dessen Daten gesammelt worden sind, 

ist es selbst überlassen, die Unrichtigkeit oder falsche Darstellung der Daten darzu
legen. Selbst dann erreicht er nur einen gesonderten Vermerk, in dem seine Zweifel 
protokolliert werden. 

Die Weitergabe von Informatiollen durch den Bundesbeaufrragten an öffentliche 

oder private Stellen muß nach den Bestimmungen der §§ 19-2 J, 27 und 28 StUG 
ohne Wertung und Kommentar erfolgen. Zu fragen bliebe nunmehr, inwieweit 
durch die Abfassung von Recherche-Gutachten durch die Gauck-Behörde, die wer

tende Elemente enthalten, deren Kompetenzen überschritten werden, wie z. B. im 
Fall der Mitteilung über den Brandenburgischen Ministerpräsidenten Stolpe an den 
Untersuchungsausschuß des Brandenburgischen Landtages." 

25 Zu dieser Forderung V&1. StJ,H, lIsc: in: ZRP Heft 12/[992,5.469. StaH bcgrundcl cin inSOWeit z.u 
norma'rt!ndcs Spclcheru ngs .. und VCr"wcndlln~svt.'rbot unrichtiger DatC' 1l mIt der .HI S dc:m Grundgescl :(. 
abgeleiteten Bindung .1l1cr st:1:Hlichtn Gewalt, und damit des Bundcsbcauftragttn. an die Grundrt'dltc 
gcm:ill An. lAbs. 3> Art . 20 Abs. J GG . 

2.6 Gemaß § ja StUG bes(eht diese Benac hrichligungs pfhcht hinSIChtlich der Übermittl ung lediglich fur 
,Bet.roffene •. MitarbeIter und Begunstigte des Staatssicberheltsdienstes, sog.u lDrittc., Sind von dIeser 
Benachrich tigung ausgenommen. 

"'7 Vgl. die Recherchc..:ergcbnissc der Gauck-Behorde ubn Manfrcd Swlpe, In : Rcuth , RaH Georg : IM Se
kret;\r. Die .Gauck-Kechcrc.:hc. und di(" Dokumente z um >Fall Stolpe(. Frank.furl/ M.- Berlin 1992, 
S. 12~173 und den Bericht des U ntt'rsudlungsausschusses I / J de s: Brandenburgischen Landtages _z ur 
AufkJarung der fruhcT('n Kontakte dl'~ MlnlStCrpr;l5iJcnlcn Dr. Manfrt."d Stülpe Zu O rganc: n des Staats
:lpparates der DDR. der SED sowie zum St3tllssi herheitsdienst und der In diesem Z usammenhang 
erhobenen Vorwurfe. , I. Wahlperiode. Drucksache 1/}009 , Pot."dam, }o. 5· 1994. 
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358 Aus der Rechtsprechung des BVerfG ergibt sich, daß der Einzelne davor geschützt 
werden muß, daß ihm unwahre Äußerungen zugeschrieben werden oder daß Aussa
gen aus dem Kontext herausgenommen werden und somit ein falsches Bild wider

spiegeln. Nach der verfassungsrechtlichen Rechtsprechung besteht ein .Auribu
tionsverbot« und ein» VerzerTlmgwerbot" , d. h. Aussagen und Äußerungen dürfen 
nicht aus dem Komext herausgezerrt werden und dürfen nicht in einem wahtheits
widrigen Kontext erscheinen. ,. Diese Vorgabe bleibt im Stasi-Unterlagen-Gesetz 

unberücksichtigt. Naeh den Bestimmungen des Stasi-Umerlagen-Gesetzes können 
von dem Bundesbeauftragten Daten losgelöst von ihrem Kontext an Personen wei

tergegeben werden, wie die selbst nicht ohne weiteres dechiffrierbaren Decknamen 
von inoffiziellen oder hauptamtlichen Mitarbeitern des MfS. Wiederum wird die 
Richtigkeit der Daten vorausgesetzt, und »Interessen von Mua,.beitern ,md Denun
zianten an der Geheimhaltung ihrer Namen stehen der Be,kanntgabe der Namen 
nicht entgegen • . '9 Hierdurch werden die Daten in der Öffentlichkeit bewertet. Ver

dächtigungen und Behauptungen werden in den Medien veröffenrlicht und sind 

somit den Gesetzen des Marktes, nicht aber den Gesetzen der Rechtsstaatlichkeit 
unterworfen .JO Im Zusammenhang mit der Vernachlässigung der rechtsstaatl.ichen 
Verfahrensgarantien im Stasi-Umerlagcn-Gcsetz wird von Seiten der Gauck-Be
börde der Einwand geltend gemacht, sie fälle als Bundesoberbehörde nicht wie ein 
Strafgericht Schuldsprüche über Personen, prozessuale Verfahrensgarantien seien so

mit auf Mitteilungen der Gauck-Behö rdc nicht anzuweden. Dennoch scheint im 
Hinblick auf die stigmatisierende Wirkung der Mitteilungen durch die Gauck

Behörde die Kritik Staffs an den mangelnden Vnfahrensgarantien durchaus ange
messen, denn die sozialen Konsequenzen bei der Veröffenrlichung der Unterlagen 
sind oftmals ebenso gravierend wie bei einem strafrechtlichen Schuldspruch. 

IV Stasi-Unterlagen-Gesetz und Pressefreiheit 

Bei der verfassungsrechtlichen Beurteilung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes stellt die 

Frage der Verfassungskonformität der im Stasi-Unterlagen-Gesetz enthaltenen pres
sespezifischen Regelungen einen wichtigen Ansatz dar. Im Zusammenhang mit den 

pressespezifischen Regelungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes, der Anzcige- und 
Herausgabepflieht der §§ 7-9 StUG, der Verwendungsregelungen der §§ 32- 34 
StUG sowie der Strafvorschriften des § 44 StUG wird über die Verhältnismäßigkeit 
des Eingriffs in die Pressefreiheit durch diese Bestimmungen diskutiert. 1m Mittel

punkt dieser Auseinandersetzung stcht der Schutzbereich des Art. 5 Abs. J Satz 2 

GG mit einer vollständigen Garantie der Pressefreiheit, die in den Schutz der Eigen

ständigkeit der Presse das Aufspüren des Tatsachenmaterials (mit Ausnahme der 
rechtswidrigen Beschaffung von Informationen) sowie die Verbreitung der Nach

richt - auch der rechtswidrig erlangten - mit einbezieht. " Die Ptessefreiheit wird 

allerdings nicht schrankenlos gewährleistet. Gemäß Art. 5 Abs. 2 GG findet sie ihre 

28 St:\H, llsc: Von der Un~c: huldsycrmulUng ~u einer 5chuldvermulung. in : Frankfurter Rundschau vom 
1.2.. 4. 1992 und StaH, IIs(': Disku s.~iousbcltr3g in: H :l$$t'mer, Winfnc:d/5tarIOlchcr. Kar!: D.\tcllschut7,. und 
Stasi-Ulllerbgl~n. VerdrJngen oder Bcw;\ltigcn? (a Fo rum Dalcl1.schutt. hrsg. vom HcsslSthcn Da{('n~ 
SChuli.'.be.luhr3gti:n Winfricd Hasst'rner und vom PrasJ(lr[)tcn des HC5sischcn L.\ndt:1~s Karl Sllrz:\chcr, 
Bd. ,), Baden-Baden '99), 5. 6; . 

'9 § ') Ahs. )- 7 S,UG. 
jO StaU, Ilsc: Von du Unschuldsvermutung zu einer Schuldvcrmulung (Fn. 18). 
}I Vgl. t\'hunz, ThcotlorlDunng, Gumhcr U. :l.: Grundgesclz . KOllllllcnt:tr, MundIen 1991, Art. S Abs.l 

und 1: GG, Rdnr. IJS r. 
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Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, worunter alle Gesetze zu 

verstehen sind, die dem Schutz eines zu schützenden Rechtsguts dienen, unabhängig 
von einer bestimmten Information oder Meinung.!' Zu solchen allgemeinen Geset

zen der Schrankenregelung des Art. 5 Abs.2 GG zählen nun die Vorschriften der 

§§ 7-9 sowie 32-34 StUG, in denen der Gesetzgeber in einer generellen Wertung dem 
Persönlichkeitsrecht der Opfer Vorrang vor der Pressefreiheit einräumt.'! Im Mittel
punkt der Frage nach der Verfassungsmäßigkeit, d. h. nach der Verhältnismäßigkeit 

des Eingriffs in die Pressefreiheit durch die pressespezifischen Regelun~cn des Stasi

Unterlagen-Gesetzes steht nun der Konflikt der beiden grundrechtlich geschützten 

Rechtsgüter, des allgemeinen Persönlichkeitsrechts in Art. 2 Abs. I GG in Verbin
dung mit dem aus Art. I Abs. I GG abgeleiteten Rechts auf informationelle Selbst
bestimmung einerseits und der Pressefreiheit nach Art. 5 Abs. I GG andererseits. 

Nach der Rechtsprechung des BVerfG und der herrschenden Lehre hat der Gesetz
geber die Pflicht, bei einem Konflikt zwischen den Grundrechten verschiedener 

Grundrechtsträger einen Ausgleich zu finden zwischen den kollidierenden Grund

rechten. Festzustellen ist, welche Bestimmung des Grundgesetzes in der konkret zu 
entscheidenden Frage das höhere Gewicht hat, wobei nicht eines der Grundrechte 
völlig verdrängt werden darf, sondern jedes von ihnen zu möglichst optimaler Wir
kung gelangen soll.H Die bei einer solchen Abwägung auszutarierenden Rechtsgüter 

sind vo r allem die Rechte des Individuums, d. h. Menschenwürde, Ehre, Persönlich

keilsentfaltung und informationelle Selbstbestimmung, sowie die gemeinschaftsbe
zogenen Interessen und Rechtsgüter, wie innerer Friede, Ahndung von Rechtsbrü
chen, kollektive öffendiche Lernpro~_esse und Forschungs- und Pressefreiheit.!1 
Die Anzeigepflicht nicht-öffentlicher Stellen, und damit der Medien, betreffend 

Stasi-Unterlagen im Original gegenüber dem Bundesbeauftragten gemäß § 7 Abs. 3 
StUG ist zunächst verfassungsmäßig. Zwar stellt die Pflicht der Presse, ein staatliches 
Organ über den Inhalt seiner Archive zu informieren, bereits einen Eingriff in den 

Schutzbereich der Pressefreiheit nach Art. 5 Abs. I Satz 2 GG dar, dennoch bleibt 
der EingTiff in die Pressefreiheit hierbei relativ gering, z um al die Regelung allgemein 
gilt. Da der Zweck dieser Anzeigepflichtregelung die Komplcttierung der Archive 
des Bundesbeauftragten ist und diese ein wichtiges Gemeinschaftsgut repräsentieren, 

bleibt die Einschränkung der Pressefreiheit in diesem Punkt in seiner Verhältnismä
ßigkeit gerechtfertigt und damit verfassungsmäßig.!6 

Auch die durch § 9 Abs . t StUG geregelte Herausgabepflicht nichtöffentlicher Stel
len betreffend Stasi-Unterlagen im Original, die sich nicht im Eigentum der betref
fenden Stelle befinden, ist als verfassungskonform einzustufen. Der mit der 

32 Diese Rechte rinden ihre Schril.nkcn ;n den Yorsl.:hriftc:n der aHgcrnclIlCIl Gc~c.tu. dl.'l1 gcsl'(?ltchen Be

Stlmmungen zum Schut~c der Jugend und In dem Rccht der pcrsonlid~~n Ehre (A rt. S Abs.l GG) . 
. \) Vgl. hierzu StOltcnbcrg, Klau s: St:ui-U nterlagcn-Gcsc l7 .. Kommentar (r~n. 14). § H StUG, Rdnr. 5. 

S. 206. Swhcnbcrg halt diesen generell f.:ingcraumtcn Vorrang des Persdnltchkelll>schurzcs vor der Pres
sefreiheit fur legrum, Ja die- St:tsi-Ulltcrbgen unter Verletzung der Mcn5chenwurd~ zustande gekommen 
s:inci und CJIlC YcroHen{1tchullg von Opfc,'rcl:uen dem Pcrsonllchkeitsrecht der Opfer schwl·rwil'1;('ndt'n 
Schaden zufu ijen kOl1n en. Oie St~si-A ku:n bcd;'lrf1.'n d3.hc:r de~ besonderen Schutzes des Staates, der 
folglu.:h ;luc.h der Presse den Zug'lng zu den UlHcrbgen verwehren konrlcn muß. 

H Vgl. ~lie r l.U das Urteil d('.5 BVerfC vom ls,Fcbruar 1975 zum Sc.bwJ.ngersch:lhsabbruch (. [ .. . ] Prinzip 
des schom:ndsten AusgleIchs konkUrrierender grundgescrzllch g.eschutzter Posilionen ( . . . 1.), (BVcrfG l~ 
}9'. S. 1 H., hlL'r S .. n). Vgl. hlCr7..u WcberhnSI Johanncs: Anmerkungen zum Entwurr Jes Sta~I-Unterla
gen-Gesetzes, m: DOV Heft 411992, S. 161.; ders .: St:lsi- UmerlJgen-Gcsetz.. Kommentar Einfuhrung. 
Rdnr. 19rr., 5. 1411. 

35 Zu d i~sc r (;C'wlchrung der durch das StUG z.u Sc.hut7.cnd eon Rechtsglltcr vgl. MO l.$ch, R1 Ch!l rd: Betrach
tungen zum Stasl-lInteriagen-Gesell., in: Fur Recht und Staat. Ft'stschrift fur Herben Hclmrich zum 
60. Geburtstag, Munchen 1994, S. IOO f. 

}6 Vgl. KJoep(cr. Michael: Das Stilsi- Unlerl il&Cn-Gesetz und die PressefreiheIt. VerbSSUJlgsff<\gen des Ge· 
U1.US ubcr die Unterlagen des SllllsS' lcherhensdil:nslt'$ der ehem:J.ligen DDR (= Schriflen ?um Offen!
III:hco Rechl , Bd.6}o) Bcrllll 1993. 5. 46(f. 
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360 Herausgabepflicht für die Presse einhergehende Eingriff in die Archivierungsfreiheit 
und damit in die Pressefreiheit gemäß An.) Abs. I Satz 2 GG muß ebenso wie die 
Beschränkung durch die Anzeigeverpflichtung als zulässig ange>~hen werden, da das 
Komplettierungsbestreben des Bundesbeauftragten durch das Herausgabeverlangen 
lediglich präzisiert wird.Jl Somit ist der sowohl mit der Anzeigepflichtregelung als 

auch mit der Herausgabepflicht für Originalunrerlagen einher!\ehende Eingriff in die 
Pressefreiheir durch die Schrankenregelung des An. 5 Abs. 2 GG gedeckt, nach der 
die Pressefreiheit "ihre Schranken in den all gemeinen Gesetzen« finder. Durch diese 
Anzeige- und Herausga bepflichten ist die Medienfreiheit nicht in ihrem Kernbereich 
getroffen, da nicht die Publikationsmöglichkeiten von Stasi-Unterlagen insgesamt 

"erhindert werden, vielmehr bleiben der Presse andere Zugriffs- und Veröffentli
chungsrechteY Pressespezifische Probleme ergeben sich bei der Verwendung vOn 
selbscge[ercigten Drittkopien, d. b. von Kopien, die nicht beim Staatssicherheits
dienst hergestellt wurden und somit nicht Urlterlagen im Sinne des § 6 Abs . I SrUG 
sind . Al s verfass ungsrechtlich problematisch gilt nun die Herausgabepflicht für sol
che Drittkopien und sonstige Duplikate nach § 9 Abs. 2 StUG. Eine Verhältnismä
ßigkeit des Eingriffs in die Pressefreiheit wird dieser Regelung des tOtalen 
Herausgabeverlan!(cns in der Literatur abgesprochen, da die He ra usgabepflicht für 
Drittkopien nicht mehr ausschließlich der Komplettierun g der Archive des Bundes

beauftragten dient, die durch die Herausgabe der Origi nale aus reichend angestrebt 
wird. Mit der vollständigen Herausgabeverpflichtlln ~ schei nt das Ziel der "präventi
ven Kommunikationskontrolle. "erfolgt zu werden, der Versuch, den Kommllnik.
tionsbereich für die Presse präventiv durch den Staat zu überwachen. J9 Die 
Herausgabepflicht sämtlichen Aktenmaterials einschließlich der Duplikate wird für 

unvereinbar mit den Erfordernissen der Unabhän~igkeit lind AutOnomie der Presse 
angesehen, zu deren Informations- und Kontrollfunktion in besonderem Maße die 
Aufdeckung öffentlicher Mißstände gehört. Durch die tOtale Herausgabepflicht 
wird der Presse nunmehr die Möglichkeit genommen, die Informationen »im Wege 
der publizistischen Selbstbeschränkung< in anonymisierter Form zu veröficntli
chen."'o 

Für die journalistische Praxis von erheblicher Bedeutung ist nun die frage, ob In
form ationen aus solchen selbstgefertigten Drittkopien, die inbesondere den Medien 
immer wieder als »vagab undierende Duplikate« zugespielt werden, durch di e Presse 
verwendet, d . h. veröffentlicht werden dürfen. Ausgehend von der Auslegung, daß 
solche selbstgefertigten Drittkopien, die außerhalb des Bereichs des Staatssicher

heitsdienstes gefertigt werden, keine Stasi-Unterlagen im Sinne des § 6 Abs. I StUG 
si nd, können demnach für diese »vagabundierenden Duplikatc« au ch die Beschrän
kungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes keine Geltung haben" Vie Verwendung der 

J7 Vgl. Klo('pfcf, Michael: Das Stas i-Unterl agen-Gesetz und die Pn:ssi,.'(rcihl'lI (r:n. ) 6), S. 48 H. Zu dieser 
Em sch:n z.ung kommen auch Goun:lbkls. Gcorglos/Voliman n. M:lrion: D~c p rcs$C=!j: pCi lfi ~ch cn Vorschrif
ten des St:lSl-Umcrlagen-Gesetz.c,s im Lichte dt's Art. 5 GG, in : Da Heft J!t99 2, S. 77· 

)8 Vgl. StaH, Ilse: Zur Forsch ungs- und MedlenfrcihclC im Hinblick auf Umcrlagcl1 des StaatssicherheItS
dienstes, in: ZRP Heft 21199J. 5. 49· 

39 Vgl. Klocpf(,f, Michael : D1$ St:lSi -Umcrlal;cn-Gc.scl l und dLe Prc~scfred1t~ il (Fn. 36), S. 51 H. 
40 Vgl. Goun:llakis. Gcorgios/Vo Hm:mn, Marion: St :tSI -UmerI3g('n-G l' st:t "l~ . ", Spr:lchrohro< od('r .. Maulkorb ..: 

(ur die Prcsse, in; AfP Heft 1"992, S. 39. 
4' Zur Reichweite und Bedt:utung der -GesNz.eslucke .. bnuglich der ... vag;tbundlerenden Duplikate. vSl. 

StOltenberg. K.l:tus: Die historische EnL",heidung rur die Öffnung dcr Sl3Si·Aklcn, in: DtZ Heft ) / 199 .2., 
5.68 und den.: Stas ,·Unt.crl3gcn-GC$ctz. (Fn. 14 ) , § 6 StUG. Rdnr.:I, S. 101.. StQlt f.' nberg halt diese Nicht · 
erfassung von DrittkopH: n und d;lml[ deren Veroffendichungsmoghchkelt fur eine drinbend korrektur
bedurftige:: Gcset,,-cs lucke. MIt Verabschiedung des Zweiren Gestt :t.cs "'.ur Andcrung des St:t.~i
Unterlagen-Gesetzes (l.StUAndG) vom 26.7.1994 (BGBI. 1994 I 5. 1748) wurde diese Gesetzes luckc 
nur teilwei se: gC$chlos.sen, mdem die Anz.c ,geverpflichlung des § 7 sich nunmehr ;au ch auf sdbstgcfcrti gtc 
Driukopicn und son$!lge Duplikate erstreck! und das Her:1Usgabeverl:lngcn des BSlU d:l.mil erst ermog-
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aus diesen Drittkopien gewonnenen personenbezogenen Informationen unterliegt 
somit auch weder dem gesetzlichen Verwendungsverbot nach § 4 Stasi-Unterlagen
Gesetz noch dem besonderen Verbot aus § 5 StUG, personen bezogene Informatio
nen zum Nachteil der Betroffenen einzusetzen. Insbesondere hat demnach das 
strafbewehrte Zitierverbot nach § 44 StUG keine Geltung für die genannten Kopien 
und Abschriften. Wenn die allgemein geltenden rechdichen Maßstäbe beachtet und 
die Grundsätze des Persönlichkeitsschutzes eingehalten werden, existiert kein weite
res aus dem Stasi-Unterlagen-Gesetz abzuleitendes Publikationsverbot für die aus 
diesen Drittkopien gewonnenen personenbezogenen Informationen." 
Im Zusammenhang mit der Frage nach der Verfassungsmäßigkeit der Zu.gangsrege
lungen fii.r die Presse nach §§ ]2-34 StlJG bietet das Fehlen einer erforderlichen 
Interessenabwägung der widerstreitenden Belange im Stasi-Unterlagen-Gesetz An

laß zur Kritik: Das Stasi-Unterlagen-Gesetz fälle eine pauschale Entscheidung 
zugunsten eines der beiden Rechtsgüter, in diesem Fall des Persönlichkeitsrechts der 
Betroffenen, die keinen Raum lasse für eine Einzclfallabwägung. Fragwürdig er
scheint die generelle Abwägung zugunsten des Persönlichkeitsrechts insbesondere 
bei Personen der Zeitgeschichte, die der Kategorie der Opfer zugehörig sind') Dies 
erscheint um so bedenklicher, als die Unterscheidung zwischen _Tätern« und "Op
fern. io den Unterlagen häufig gar nicht möglich ist, da schon auf einem einzelnen 
Blatt einer Akte sowohl Täter- als auch Opferdaten enthalten sein können." 
In der Literatur wird überwiegend die Auffassung ve rtreten, §§ 32-34 StUG verstie
ßen gegen Art. 5 Abs. [ GG wegen der - entgegen der Rechtsprechung des BVerfG 
fehlenden Abwägung im Einzelfall zwischen Persönlichkeitsrecht und Pressefrei
heit.<! Die Vertreter dieser Auffassung berufen sich auf die Abwägungsgrundsätze , 
di e das BVerfG zum Konflikt von Pressefreiheit und Persönlichkeitsrecht entwickelt 
hat, nach der es jeweils im konkreten Einzelfall einer Abwägung zwischen Persön
lichkeitsrecht und Pressefreiheit bedarf und nach der der Gesetzgeber dem Persön
lichkeitsreeht keinen generellen Vorrang von der Pressefreiheit einräumen darf." 
Dieser Auffassung folgend ist dem Stasi-Unterlagen-Gesetz in diesem Punkt die 
Verfassungskonformität abzusprechen . 
Rechtspolitisch bedenklich erscheint in diesem Zusammenhang die Bestimmung des 
§)2 StUG in Verbindung mit § 34 StUG, der der Presse den Zugang zu Stasi
Unterlagen und deren Verwendung verwehrt, die Informationen enthalten über un
verpflichtete Denunzianten und ähnliche Informanten des MfS, die nicht der Kate-

hehl wird . Das GcS;t rntproblcm blclbl jedoch ungelost durch dIe fur da ~ gl'samte Ges~z gehende 
Leg:aldefinition der .. Unte1'lilgNt des St o.atSSlclJ(~rhci(sdlel)sles" Ln § 6 r StUG. 

,p Zu diese r Auslegung vgL VO I' ;a llcfIl Ebcrle, Oarl~Eu&en: Journalistischer Umg,mg mit St3si~Un(('rbgen
Rechtliche Aspekte, in : Dll Heft 9/ 199z, 5. 164 f. 

4) Dieser pauschalislluu:: RcchLSguh"r:lUsgleich Wi rd vor altem kriti~icrt von GounabkiS. GcorgjoslVoll
mann, Marion: in: AfP Heft ,11991,5. 40 . 

..... Zur Umcr5cheidung z.wi5chen T:nerr'l uod Opfern \'gl. Dorr, Erwin: Ubcrlcgungen tu r ilbschlicßcnden 
R<.~&dun& uber den Umgang mit den U nlerlagen des ehemaligen MfS/AfNS (Stasl -Aktcll·GeSetz . ZG 
1991, S. I?<>- Ill ( In)· 

45 So erwa Gounalakls , Grc:>rgios/Vollm:.nn. Marion : in : AfP Heft 1/ 1992 , S. 39 ; dies.: in : 012 Hef( )/ 1992, 
S. 78; Schuppen, Gunnar folke : Das St2s ... Umerbgcn-Ge.sell.; ein Maulkorb fur die Prc~.se? in : AfP Heft 
zl1991, 5. 111; Bork . Rcinhard: Die Benchtern .aHung uber lnoffl 7.ielle '[3si-Mitarbeitcr, in : ZlP Heft 
zJ 1991, 5·99· Fur vcrf3sS"ungskonform h .. h Stol lcnbcrg diese Regdung, da der Gc.'~ct?:gcber das durch 
An. j Abs. z GG gedeckte RcdH htl be, im Rahmcn :lll~clllcincr GCSCt 7~C dem Pcrsönlll:hkeitsrecht von 
Betroffene n gene rellen Vorr;lng ,'tl( der Pressefreiheit elrlJ'.uraumcn. (Vgl. StQltcnbcr~, Klaus! St;\sl-Un
,erl ' gen-Gesetz, (Fn. 14). § l4 S,UG, Rdnr. 6. 5.206 f.) 

46 Vgl. die sogenannte .Lebach .- Entschcldung dc-S" BVerfG vom 5.Jum '97] zu einer Ft',rnsehdokumentation 
uber den Soldalenmord von Lebach kurz vor Ausset7.ung der Resistrafe zur Bewahrung : "r .. :1 Dement
sprechend ist die Guterabw:1gung im konkreten Fall 7.U ermitteln. ob das verfolgte offen tllche Intere.ssc 
generell und n:lch der Gc~talrung des Einulfalls den Vorrang \'erdient~ ob der beabsichtigte Eingnff in die 
Priv:Hspharc n:1ch An und Reichweite durch dieses [nteresse gefordert wird und im :.lngemesscntn Ver
hlhnis zur Bedeulung der S.u.:hc steht l ... ] ... (BVerfGE ) 5. S. 202 fL , hjcr S. H I und S. 224 f. ) 
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gorie Mitarbeiter oder Begünstigte des MfS zugehörig sind. Das gleiche Problem 

betrifft die Veröffentlichung solcher Unterlagen über Denunzianten, dic nac h § 44 
StUG als wörtliche Veröffentlichung unter Strafe gestellt ist. Dieser Regelllngsbe
reich des Stasi-Unterlagen-Gesetzes ",·ird von Kloepfer wegen Verstoßes gegen die 
Pressefreiheit der Informationsbeschaffung nach Art. 5 Abs. I Satz 2 GG als verfas
sungswidrig eingestuft, da hierdurch die Publikation von Unterlagen strafbar wird, 

an denen ein erhebliches Informationsinteresse der Allgemeinheit besteht über Vor
gänge, in denen Personen an das MfS Informationen geliefert haben, ohne Mitar
beiter oder Begünstigte zu sein." Bei einer nach Art. 5 Abs.2 GG zulässigen 
Grundrechtsbeschränkung des Grundrechts auf Meinungs- und Pressefreiheit durch 
ein »allgemeines Gesetz« wie dem Stasi-Unterlagen-Gesetz muß diese Beschränkung 
zwingend e,forderlieh und verhältnismäßig sein. Maßstab für die Verhältnismäßig
keit des Eingriffs in die Pressefreiheit kann nur der Betroffenenschutz. sein. 48 Der 
Grundsatz der Proportionalität ist nach Klocpfer bei dieser Einschränkung der Pres

sefreiheit nicht verwirklicht, da in den Bestimmungen kein Raum sei für die 
notwendige Abwägung zwischen dem Recht auf freie Meinungsäußerung und den 
schutzwürdigen Belangen Betroffener und Dritter" Verfassungsrechrlich fragwür
dig erscheint zudem, daß die personenbezogenen Daten Betroffener und Dritter 

ohne deren EinwiLligung vOn der Verwendung durch die Presse definitiv ausge
schlossen sind, während gemäß § 2 J Abs. I StUG eine extensive Verwendung 

personenbezogener Daten Betroffener und Dritter ohne jede Einwilligung im Zu
sammenhang mit der Personenüberprüfung auf Stasi-Zusammenarbeit 7. ugelassen 
isr.'o In gleichem Mißverhältnis zu diesen extensiven Verwendungsregelungen zur 
Personenüberprüfung steht der Ausschluß der personenbezogenen Daten Betroffe

ner und Dritter zu Forschungs2wecken, obgleich die Forschungsfreiheit nach Art. 5 
Abs. 3 GG vorbehaltlos gewährleistet ist und nicht wie die Pressefreiheit dem 

Schrankenvorbehalt des Art. 5 Abs.2 GG unterliegt." 
Eine Alternative zum unbedingten Verarbeitungsmonopol des Bundes beauftragten 

bezüglich aller Stasi-Unterlagen und ZU dessen Komplettierungsanspruch erscheint 
jedoch hinsichtlich des konfligierenden Zieles des Stasi-Unterlagen-Gesetzes schwer 

begründbar. Bei der prinzipiellen Entscheidung zur Offcnlegllng der Stasi-Akten hat 
sich der Gesetzgeber unter Berücksichtigung der Aufgaben der Datenschutzgesetze 
für eine . Abschottung. und einen .kontmllierten Zugang zu den Akten entschieden. 
Zu diesen Aufgaben der Datenschutzgesetze gehört es, den Zugang zu personenbe

zogenen Daten in den Fällen Zu verhindern, in denen ihre Speicherung in einer Art 
und Weise erfolgt, die die Akten .tendenziell einer breiten, kaum noch kontrollier
baren Verwend .. ng ausliefert«" Simitis spricht sich für die geltende Regelung aus, 
die den A.ktenzugang mediatisiert" Das Verarbeitungsmonopol des Bundesbeauf-

47 Vgl. Klocpfer, Michael : D;ls St.lsl -Un[erlagcn-Gt.'sc tt und die Pn:.ssefreihcll (Fn . }6), S. [18 f. 
48 Vgl. Kloepfer, Michael: Das Slasl · Unterbgen-Gesct ~ und die Pre.sserr'e.hcit {Fn. 3(,), S. 1 19 f. Klocpfcr 

fuhrt :lU S, d .1ß die Str.lfvorschrift des § -1-4 StUG, die eine Grundrechtseinscllr:mkung darSl(:lI t, indem Sie 

die Veroffcntlichung von BctroHenend:l ICn ohne der~n Einwilhgung unter Strafe stell e. dem Erforder
lichkeitsgc:bor niche stand halte. Da nur der Betroffenen ~c.hut7. Mafhtab sein konne. mus.~c in diesem 
Zusammenhang die Ausgestaltung als AntragsdtiJkl genugen, da ('me "vom Betroffenen nicht ge ~ 

wunscht!? Strafverfolgung nicht Jis erforderlich 301.usehen sem klnn . . Vgl. auch Gounalakls. 
Georgi() .~JVul1lllann, Marlon : in: DtZ Heft 3" 99:z.. a.a.O .. 5.77. 

49 Vgl. Klocpfcr. MichacJ: Das Stlsi-Untcrlagcn-Gescl~ und die Pressc. rcihclt (Fn. 36). S. 12 0 . 

50 Vgl. Starr, 11« , in, ZRP Hefl,/ 199). 5.4611. 
5' Vgl. Starr. 11,., in, ZRP Heft , / 1?9)_ 5. 47· 
52 Vgl. SimilIS. SpirQs: in: Has.semcr. Win.fned/Suracher. Kar!: Datenschutz und StaSI-Unterlagen. Ver

drängen oder B~wJlt;gen? (= Forum Datenschutz Bd. I). B3.den~B3dcn '99 . S. 37-
53 SLmilis begründet dies mit dem RisLko. das ei ne unkont rollli:rte Verwendung von StJsl-Aktcn birgt: 

uM;l.lcri:'lI, du aus dem Kontext ~cri $Stn, zu den unu=nchiC'dhchstl.!n Zcitpunkt(~n und .lU (-bcllsO unter
schu::dlichcn Zwecken vcroffcntllcht \YlrJ, ist tcndcnz.u::l1 nLcht Information, sondern gewollt oder 
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tragten bezüglich aller Stasi-Akten, Originalakten oder Duplikate, genuine Stasi
Schriftstücke oder selbstgefertigte Abschriften, impliziert die vielfach kritisierten 

sanktionsbewehrten Anzcigc- und Herausgabepflichten-" 
Im Zusammenhang mit dem Stasi-Unterlagen-Gesetz werden Presse und Rundfunk 

mit dem Problem der Berichterstattung über inoffizielle Mita"beiter des Staatssicher
heitsdienstes konfrontiert. In den pressespezifischen Regelungen der §§ 32-34 StUG 
ist die Rechtsstellung der Presse bei Veröffenrlichungen über eine vermeinrliche 
Stasi-Mitarbeit im öffentlichen Leben stehender Persönlichkeiten nur unzureichend 
gelöst, eine im Hinblick auf den Wahrheitsgehalt der Stasi-Akten und den Konflikt 
zwischen Pressefreiheit und Persönlichkeitsschutz brisante Frage. 
Das Stasi- Unterlagen-Gesetz garantiert der Presse Informationsansprüche gegen die 
Gauck-Behörde nach Maßgabe der §§ 32-34 StUG. Wie bereits dargelegt, werden 
der Presse grundsätzlich nur anonymisierte Unterlagen zur Verfügung gestellt, per
sonenbezogene Informationen sind nur über Personen der Zeitgeschichte, Inhaber 
politischer Funktionen oder Amsträger in Ausübung ihres Amts sowie über - zur 
. Tatzeit« volljährige- offi7.iellc und inoffizielle Mitarbeiter des MfS zulässig, soweit 
schutzwürdige Interessen der genannten Personen nicht beeinträchtigt werden.\! 
Schwierig zu beurteilen ist der Anspruch der Presse auf personenbezogene Informa
tionen über Mitarbeiter des MfS (§ 32 Abs. I Nr. 3 Fall 2 StUG), zumal zum 
Zeitpunkt des Infonnationsersuchens der Presse nicht immer schon feststehen muß, 
ob die beu'efiende Person tatsächlich IM war. Der ßundesbeauftragte muß Informa
tionen zur Verfügung stellen über Personen der Zeitgesch.ichte, Mitarbeiter und 
Begünstigte des MfS, wobei für jede Information gemäß § 6 Abs. 8 StUG durch die 
Gauck-Behörde gesondert fest:'.ustellen ist, ob die betreffenden Personen Mitarbei
ter, Begünstigte, Betroffene oder Dritte sind. Die Entscheidung hierüber liegt somit 
zunächst beim Bundesbeauftragten, obgleich solche Informationsersuchen der 
Presse vermutlich zu dem Zweck dieser Qualifikationsfrage der IM-Tätigkeit gestellt 
werden.!' Um dies zu bewerten, ob die betreffende Person Stasi-Mitarbeiter war 
oder nicht, steht der Presse gemäß dem Stasi-Unterlagen-Gesetz keine eigenständige 
Aufklärungsarbeit zu, sie erhält kein entsprechendes Zugangsrecht für diese Form 
des »recherchierenden Joumalismus« . 57 

Bei der frage der Verfassungsmäßigkeit der pressespe7.ifiseheo Regelungen des Stasi
Unterlagen-Gesetzes bleibt die These zu untersuchen, daß diese durch § 34 StUG 
der Presse nur eingeschränkt gewährten Informations rechte schon deshalb keinen 
verj;lSsungswidrigen Eingriff in die Pressefreiheit darstellen, weil die Presse neben 
den Informationsansprüchen gegen die Gauck-Behörde noch andere Informations
möglichkeiten hat j

' Neben den Informationsansprüchen gegenüber dem Bundesbe
aultragten liegen die Informationsmäglichkeiten der Presse in der Übennittlung 
durch Mitarbeiter der Gauck-Behördc, die ihr dienstlich erworbenes Wissen über 

ungewollt Deslnfoon<luon .. ,_. Dem Bunde be;lUflr:lgtcn ;lllcin sllIlHlc du Rcdll 7.U, die Zugangsbedin
gungen in Kenntn is und unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben f('·Slllll(.·gen (Similis, SPlfOS: Das 
StaSi-Unterlagen-Gesetz. - Einubun g, in die Zensur?, in: NJW Heft lo/t995. S. 6J9). 

54 Vgl . Simius. SPltOS: in : Nj W Hdt 10/ 1995. S. 640. Similis sicht hierin keinen VerStoß gegen die Presse 
frclbelt, der ZuganG 'Zu den Akten sei nlcht gesperrt, lediglich der direkte Zugri ff werde durch dIe 
Mt diati sit:rung dC's Aktenzugang$ .,u sgcschlossen. Aufgabe des Gcsct:l.gebers sei es gewesen. fnforma· 
llonszugarl)l: und informationeIle Sclbstbcslimmllng ;\ufcln;\ndtT abzustimmen . 

5 S §}2 SrUG 111 Verbindung mit § H StUG. 
56 Vgl. Bork, Rrinlurd: 10: ZfP Heft 2(1992, S. 92. DIese durch § J4 StUG dem Bundesbrauhragten zuge· 

s,hriebene BeuTicilungskompctenz uber die veflllcllldicbt: IM-Tatlgkeit eineT Person kollidiert demg.: 
genuber an it der grundS'l lz.llchen POSItion des ßundesbe3. fJ ftragten, dessen Aufl):tbc= gtmaß §§ I, 2 und 37 
StUG die Erhs,ung, Erschließung und Verwaltung der Stasl·Akten ist, mcht aber die Eill l.e1beurteilung, 
uber Taugkc lti!·tl ~inzel n~r Personen. -

57 Vg1. , chuppert, Gunnaf Folke: In: AfP Heft 211 992, S. I t I. 

sS Vgl. Einschat .... ~ung von Bork. Rcinhard: in: ZIP Hell d l992, 5. 94 . 
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einzelne Akten (rechtswidrig) der Presse zuspielen - aus welchen Motiven auch 

immer -, durch ehemalige Stasi-Mitarbeiter sowie durch Betroffene. Diese Informa
tionsbeschaffung durch derartigc "Mittelsmänner« wirft für die Veröffentlichung 
solcher Informationen durch die Presse unterschiedliche Fragen auf. Bei der Über
mittlung von Informationen aus Stasi-Akten durch ehemalige Stasi-Mitarbeiter'. ist 

lediglich die Mitteilung über »Opferdaten« und dic Weitergabe von nicht für beLie
bige Dritte bestimmten Schriftstücken unzulässig. Kenntnisse, die der ehcmalige 
Mitarbeiter des MfS legal nach seinem Informationsrecht gemäß § 16 StUG erhält, 

kann er gemäß §§ 3 Abs. 2,4 Abs. 1 StUG auch an die Prese weitergeben. Nur bei der 
Weitergabe vOn "Opferdaten« ist der jeweilige Informant zivilrechtlich verantwOrt
lich für die Verletzung des Persönlicllkeitsrecht des bctreffenden Opfers. Eine 
Verantwortlichkeit der Presse, die solche Informationen entgegennimmt, ist nur ge

geben, wenn sie zu rechtswidrigem Handeln angestiftet hat, die bloße Entgegen
nahme der Informationen ist unabhängig von der zivil rechtlichen Verantwortlichkeit 
des Informanten jedoch zulässig." Nach Auffassung von Bark bleibt somit auch die 

Publikation solcher Unterlagen regelmäßig z.ulässig, soweit sie rechtmäßig erlangt 
wurden, d. h. die Informationsbeschaffung darf weder mit einem Rechtsbruch des 

Informanten noch der Presse selbst verbunden gewescn sein." Hinsichtlich dieser 
durch »Mittelsmänner« rechtmäßig erlangten Informationen gelten für die Presse 

demnach auch nicht die gesetzlichen Verwendungsverbote nach §§ 4 und 5 StUG. 
Die journalistische Verwertung von Unterlagen, die die Presse von Betroffenen, 

Dritten oder ehemaligen Mitarbeitern zu diesem Zweck erhalten hat, bleibt demnach 
zulässig. Gleiches gilt für die Informationsbeschaffung über die Betroffenen, die 

über ihre Unterlagen auch durch die Weitergabe an die Presse verfügen dürfen, so
weit sie auf rechtmäßige Weise in den Besitz der Unterlagen über den Bundesbeauf
tragten gekommen sind. Während sich bei der Informationsbeschaffung über 

Mitarbeiter der Gauck-Behörde diese zwar durch die Weitergabe ihrer dienstlich 
erlangten Kenntnisse an die Presse strafbar machen, trifft dies für die Presse nur zu, 
wenn sie zu diesem Geheimnisverrat angestiftet hat. Die Veröffentlichung solcher 

Unterlagen durch die Presse bleibt nach Auffassung Bork .. von der Verantwortlich

keit der Behördenmitarbeiter unberührt, obwohl es sich hierbei um rechtswidrig 
erlangte Informationen handelt6

' 

Ein weiteres Problem steUt sich bei der Frage der Zulässigkeit der Veröffentlichung 
solcher Informationen in Hinblick auf deren Wahrheitsgehalt. Durch die Regelun

gen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes nicht abschließend geklärt ist die Frage, ob und 
unter welchen Bedingungen Informationen publiziert werden dürfen, deren Wahr

heitsgehalt nicht abschließend geklärt werden konnte. Diese Frage ist insofern 
brisant, da die Presse grundsätzlich die Rechte desjenigen verletzt, gegen den sie den 
Vorwurf der IM-Tätigkeit richtet, ohne ihn beweisen zu können·) Bark sieht die 

59 Vgl. die Informalionen. die der SPIEGEL von dem fur den vermcindlchen IM nCzerny , ehemals zusr;m
dig~ n fuhrungsofrizin, Major Hasse, erlangt hat (DER SPIEGEL vom ]0.12. '990, S. JO und }:). 

60 Vgl. Bark, Rcinhard: in: ZIP Heft 2/1992, 5.96. 
61 Vgl. Bark, RCl.nhard: in: ZIP Hc-h 2/ 1992, S.97. Zu diesem .I::rgebnis kommen auch Gounalakis, 

Georgios/Volimallll, Manon: in: All> Heft I/!992, S. 38. 
Zu einer deutlich andr:ren Einsch:uwng kommt Stohcnbcrg, der 7.wardic Entgcgcnn;1hme solcher Infor
rn.nionen durch die Regel ung der §§ } Ab:>. 2, 4 Abs. I Satz 2 SlUG gedeckt Sieht, hieraus jedoch keine 
Verwenclungsbefugnis fur die Prcsse zur Veroffentlichung ableitet, da diese Vorschrift nlche;in die Presst 
adressiert sei (vgl. Stoltenberg. Klaus: Stasi-Unrerlagcn-Gescu. (Fn. 14), § H StUG. Rdnr. 9 unJ 10, 

S. '07 f.) 
62 Vgl. die Veroffendichu ngc::n des SPIEC EL vorn (0.12.1990, S. JO und JI uber den ~ r:.111 de M~.izl(:re .. , der 

offL'lJb:lr Origina.l-Untt·rbgell :lU S der ßehordc des Sondcrbe;\Uftr;lglen wgrllJldelagen. Zu der Verant
wortlichkeit Jer Presse vgl. Bork, Reinhard: In: ZIP Heft 2/ 1992, S. 9., f. und 97. 

6) Vgl. Bork, Rcinbard: In: ZIP Heh 2/1992, S. Iod. 
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Prcsse inso fern von der Bcweislast für dcn Wahrheitsgehalt ihrer Verö ffe ntlichung 
befreit, als sie bei der Veröffentlichung übcr Stasi-Mitarbeit im öffentl ichc n Leben 

stehender Personen Ln "Wahrnehmung berechtigter Interessen« handel,-6< Von der 

einschlägigen Rechtsprechung ist im Zusammenhang mit der äußerungsrechtlichen 
Würdigung einer Berichterstattung über Stasi-Kontakte darauf verwiesen worden, 

daß bei einer nicht erweislich wahren Behauptung die Presse sich nur dann auf die 
»Wahrnehmung berechtigter Interessen« berufen kann, wenn sie mit pressemäßiger 

Sorgfalt den Wahrheitsgehalt überprüft hat. 6
, Liegt aber cin »Mindestbestand von 

Beweistatsachen« vor und kommt die Presse ihrer Pflicht zur sorgfältigen Recherche 

und einer "dem Erkennr.nisstand angemessenen Art der Berichterstattung« nach, 
scheint eine Veröffentlichung über den bloßen Verdacht einer IM-Tätigkeit zuhis

sig 66 

Das In § 44 StUG enthaltene VeröJfentlich,mgsverbot, das u. a. die Veröffentlichung 

von personen bezogenen Daten über Personen der Zeitgeschichte insoweit unter 
Strafe stellt, als dadurch deren • überwiegende schutzwürdige Inceressen« beeinträch

tigt werden, wird im Hinblick auf die fehlende Interessenabwägung als verfassungs
rechtlich bedenklich gesehen·' In dieser Konfliktsituation zwiscl,cn dem Veröffent

lichungsinteresse von Presse und Rundfunk und dem Persönlichkeitsrecht dessen, 

über den berichter werden soll, muß demnach eine Abwägung der betroffenen 
Rechtsgüter erfolgen. Das Problem der Abwägung beider widerstreitender und 

grundrechrlich abgesicherter Belange findet sich auch bei den Verwendungsmöglich
keiten von Stasi-Unterlagen für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung und der 

poLitischen Bildung, die den gleichen Restriktionen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 
unterworfen sind." Während der Interessenausgleich zwischen der Wissenschafts

freiheit und dem Recht auf informationeLle Selbstbestimmung noch als Ziel für das 

Bundesarchivgesetz formuliert worden ist69 und während im Einigungsvertrag ein 
solcher Interessenausgleich als Vorgabe für ein Stasi-Unterlagen-Gesetz festgelegt 
worden ist'O, gewährleistet das Stasi-Unterlagen-Gesetz einen solchen Interessen

ausgleich nicht, da in den §§ 32-34 StUG sowie in den Strafvorschriften des § 44 
StUG dem Schutz der Betroffenen grundsätzlich der Vorrang vor anderen Rcchtsgü
[ern eingeräumt wird. 

Solche hier geschilderten Interessenabwägungen und Publikationsbefugnisse der 

Presse entziehen sich dem Regelungsgehalt des Stasi-Unterlagen-Gesetzes, das in 
diesen Bereichen eher undeutliche Bestimmungen enthält und damit Raum bietet für 
Rechtsunsicherheit und unterschiedliche Auslegungen. 

64 Vgl. Bork, Reinhard: In: ZlP Heft 11J991, S. 102. Bark setzl hierbei ein bCl'ccl llig les Interesse der Öf
fentlichkeit, ubcr die IM-Tltlgkcil "olcher Im offt'J1(hchen Lebt,tl stehender Pcrsont::' ll mformiert w 
werden, als Faktum voraus. Inwiewcit Ji es mit emer iourn:'\lislLs..:hcn ltEthtk« g('rccht{('mgt in. blicbe zu 
prufen. 

65 Vg!. Uneil des OLG Hamburg vom 10.1 0 .1 9 9 1 - 3 U 6119J -, in: ZIP Heft 2/ 199 2, S. 118 . ["F:ul 
KantiSpicgel .. - Bezeichnung ab S ta$ L~ Helfcr]. 

66 VgL Bork, Reinhard: in: ZIP Heft 2/ 199 2, S. 103. 
67 VgJ. Klocpfcr. Mlch:lcl: Das St 01,Sii- Umcrb gen-GcscI %' und die Prcssefreiheit (Fn. 36), S. TOl f.; Schuppen, 

Gunn;;r,r Folke: Ln: AfP Heft 211 991. , S. 10 7 . 

68 Vgl. Weberltn g, Johannts: in: DÖV Heft .. / 1991 , S. ltJ ::>.. Webt rl ir l ~ pO .>: tt.dii., rt dIe gl'wichtige re Bcruck
sichtigung der l:orschungsbch ngl' bl:1 dtT Verwendung von $usJ-Ull[cd:ll;t'n lind bt'ltl :mgdt, daß I1n 
SrUG dem Schutz der ßClroHct'!en grun cb..:t lzJl ch der Vorrang vor anderen Redmgucern, so :luch vor der 
Wissen.sc:haftsfreiheit, eingerauml wird. 

69 Vgl. Wyd uckt'l, Dlcccr: An::hi\"gcselzgt! bung im Spannu tlgddd von In(ormacionellcr Selbstbestimmung 
und Forschungsfr('ihcit, in: DVBI. 191)9, S. }l.7- 3j7 (J.!J). 

70 N :lch An. I Nr. J Durch uhrun gsV solltc ein lng('mt ~ .~t·llt· r Ausglt·ich zwischt"1l der Aufarbeitung, Siche
rung der individuellen Rechte der Betro(fc!1 ('Jl und d ~m SchUl 1. des cinzdnt'n vor dt> r unbefugten 
Verwc-ndung sei.ner perso n lichen Daten gcsch.lffen werden (Vgl. VereI nbarung 'lur Durchfuhrung und 
Auslegung des Ein igungswrtrages, BGBt. 199011 S. 1239 H. vom .28. Seplt·mber 1990.) 
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J66 V Datenschutz und Stasi-Unterlagen 

Im Bereich des Datenschutzes stand der Gesetzgeber mit dem Stasi-Unterlagen

Gesetz vor der schwierigen Aufgabe der Konflikrlösung zwischen Infonnationszu

gang zu den Stasi-Unterlagen und Gewährleistung des Datenschutzes. Zunächst sind 

durch das Stasi-Unterlagen-Gesetz die Übermittlungsregdungen des BDSG für per

sonenbezogene Informationen für den Bereich der Stasi-Unterlagen außer Wirkung 

gesetzt." Simitis wendet sich gegen die Bestrebungen, die unter vermeintlicher Be

rufung auf den Datenschutz die Offenlcgung der Stasi-Akten verhindern woUen: 

»Die DMenschtttzgesetze sind keine Handlungstmleit"ngen für einen kollektiven 
Gedächtnisver/"st.«" Nach der Auffassung vOn Simitis hat der Gesetzgeber mit dem 

Stasi-Unterlagen-Gesetz die höchstmögliche Nähe zum Datenschutz gesucht und 
auch gefunden. 7J Das Stasi-Unterlagen-Gesetz ist durch die Verknüpfung der ange

strebten Offenlcgung der Stasi -Unterlagen mit dem Datensch utZ gekennzeichnet. 

Bei der prinzipiellen Entscheidung zur Offenlegung der Stasi-Akten hat sich der 

Gesetzgeber unter Berücksichtigung der Aufgaben der Datenschutzgesetze für eine 

»Abschottung<e und einen kontrollierten Zugang zu den Akten entschieden. Zu die

sen Aufgaben der Datenschu tzgeset ze gehört es, dcn Zugang zu personenbezogenen 

Daten in den Fällen zu verhindern, in denen ihre Speicherung in einer Art und Weise 

erfolgt, die die Akten »tendenziell einer breiten, kaum noch kontrollierbaren Ver
wendl<ng a"sliefert"." Durch die Zugangsregelungen des Stasi-Unterlagen-Gesetzes 

wird mit Rücksicht auf den Datenschutz unterbunden, daß diese personenbezoge

nen Daten zu einer verwendbaren Informations'luelle für jeden nur in Betracht 

kommenden Interessenten werden. Durch den allgemeinen Verwendungsvorbehalt, 

der jede Verwendung der Stasi-Unterlagen ausschließlich unter den konkret und 

abschliel1end im Stasi-Unterlagen-Gesetz aufgeführtcn Voraussetzungen zuläßt, 

wird ebenso dem Datenschutz Rechnung getragen. In Anlehnung an die Terminolo

gie der Datenschutzgesetze wird jede Verwendung untersagt, soweIt »überwiegen.d 
schul?würdige Belange« anderer Personen beeInträch t igt werden. Die Möglichkeit 

Betroffener und Dritter, ihre Interessen durch eine gezielte, allerdings erst ab 1997 

mögliche, Anonymisicrung ihrer personen bezogenen Daten zu wahren, finden ihr 

Pendant in den DatenschutzgesetzenJI 

Simitis sieht diese Abmildemng der Löschungsvorschri!ten der Datenschutzgesetze 

durch die Anonymisierungsregelung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes im Sinne der 

Vorschrlften der Archivgesetze für unproblematisch an: Die Datenschutzgesctl..c sta

tuierten kein »Herrschaftsrecht iiber die eigenen Da.tenff im Sinne einer uneinge
schränkten Vcrfügungsgewalt, sondern müßten vielmehr der konsequenten Aufar

beitung der Vergangenheit, dem Verständnis geschichtlicher Vorgänge und der 

pennanenten Auseinandersetzung mit ihnen im Sinne der .Kommunikationsfähig-

7 [ Vgl. § 43 5tU G und Beschluß des VG Berltn vom 1·1 . 2. 1991- [ A ~S f'9 I - , In: LKV Hefr ,zh 99l. S. 'P9 
[Sperrung von Daten uber MfS~MltarbcItJ: "D ie ße.~r;mmung des Bundcsdaten schul1..gest:tzc$ uber die 
Rechle Betroffener i01 Zusammenhang mll der Errcdung von Auskunfu::n :iowie der Benchrerst<luu ng, 
Sperrun h und Loschun~ VOn Datell ( . .. ) wcrde n durch die besunderen RCl;d un J:;cn Jc:.~ S (J s i~Umerl:tge n

G<.'St't zes ve rd r;1,n g(. ~ 

i2 Vg l. Silllius, Splr~s. m: H.l ssemer, Wmfricd /StJfZachcr, K;lrl: D~HCI1 ~d lUlZ und St:t51-Unc(;rbgt'n (Fn. 
5 , ), s. )7· 

73 Vgl. Si mim, Splros, 10 ; ebt'nda, S. 39 . 
74- Vgl. Simms, Splros, m: cbend;t, S. 37 . 
75 SO C(W ;J in § 35 BDSG. WJhrend das DDSe umfa ngreIche Loscl}/mgs- lind SpeTTHngsvo rschnJccn fur 

pt' r:l;onenbt'l".ogenc Daten cnhah, ISt ß,tm ,lg § 14 SrUG un Regelfa ll dil~ gezi("h t: AnOlly mrflt r:mg und nur 
hdfsw else die Losc..hll ng pcrsonenbe1.og~n {' r D:nen vorgesehen , wenn e Ul e Anonymlsleru llg lll ch t fll Og 

heh ist. 
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keit« der Gesellschaft Rechnung tragen. 76 Festgelegte Positionen und Grundprinzi
pien des Datenschutzes, wie der Erkenntnis, daß rechtswidrig erhobene D aten z.u 

vern ich ten sind, müssen angesichts der Qualität der Stasi-Unterlagen und deren Be

deutung für Zwecke der Aufarbeirung und der Rehabilitation in Frage gestellt 
werden. Die DatenschlItzdisk ussion verläuft nunmehr auf der Ebene der Verwen

dung der Stasi-Akten." 

Zur Gewährleistung des Datenschutzes im Umgang m.it den Stasi-Unterlagen sieht 
das Stasi-Unterlagen-Geset7. in seiner theoretischen Konzeption das Z,.'gangsmono
pol der Gauck-Behörde zu allen Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes vor. Die 
Zugangsprozedur des Stasi-Unterl agen-Gesetzes soll genauso wie die bewußt zen

tralisierte systematische Aufbereitung und die gesetzlich vorgeschriebenen Daten

schutzvorkehrungen eine korrekte, die möglichen Belastungen der Betroffenen 

durchaus berücksichtigende Information sichern-'s Diese Z ugangsprozedur und das 

Zugangs monopol werden in der Realität unterminiert durch den L'lIl gang m.it »va
gabundierenden Akten «, die zwar zu den Aktenbeständen des MfS gehören, sich 

aber im Besitz Dritter befinden . Das Stasi-Unterlagen-Gesetz macht den Bundesbe

auftragten durch die Konzeption der Anzeige- und H,' rausgabepOicht der §§ 7-9 
StUG ZUm primären Adressaten der Stasi-Unterlagen und behält ihm aLlein die Ent

scheidungskompetenz vor, welche Unterlagen weitergeleitet werden dürfen. Dieses 
Verfahren soll die Unterlagen vor ei ner Fragmenticrung bewaluen und in ihren Kon

text zurückführen für eine verläßliche Aufbereitung, um Fehlinformationen und 
Spekulationen einzudämmen und z u verringern . Erst durch die Gesetzeskorrektur 

des Zweiten G esetzes zur Änderung des Stasi-Unter lagen-G esetzes (2.StUÄndG) 

vom 26.7.1994 unter fallen die »vaga bundierenden« Duplikate, die selbstgefertigen 
»Drittkopien « VOr allem in Händen der Medien, der An zeigepOicht des § 7 I und III 

StUGJ' 

VI. Schlußbemerkung 

Trotz der oben geschilderten gcsetz,liehen Mängel und rechtsstaatlichen Unzuläng

lichkeiten erscheint das Stasi-U nterlagen-Geserz im Hinbli ck auf das gesetzgebe ri 

sche Neuland, das mit ihm betreten wurde, lind im Hinbl ick auf die objektive 
Progressivität sei ner generellen Intent ion der Aktenöffnung als ein Beitrag z"r Be
wältigung der Vergangenheit. Die differenzierten Einsichts- und Zugangsrechte zu 
Stasi-Akten nach den Zugangskriterien . Betroffener .. , .Dritter .. , »Begünstigter« 

und »Mitarbeiter« heben die aufklärerische Bedeu tung des Stasi -Unterlagen-Geset

zes bei der individuellen Vergangen hei tsbewältigung hervor. Gesetzliche Lücken 

und Unsehärfen beso nders in den Begriffsbestimmungen und Definitionen des Stasi
Unterlagen-Gesen:es sowie vor allem reehtsstaarliche Mängel sind erk lärlich aus der 

experimentellen Entstehungsgeschichte des Stasi-Unterlagen-Gesetzes, belegen sie 

76 Vgl. Similis. Spiro ~ . in: Hasscmer, Win(riealStar7.,1,,·her, Karl : Datenschutz und S:asi-UmerlJgcn (Fn. 
5'~ ~J7 f . 

77 VgL Garsrka. HansJ urg('n: Probleme des D :llenschu lus beim Umgang mi t Stasi-Akren, In: Henke, 
Kb.us-Diclmar (Hrsg.) : Wann bricht schon mal eHl Sl:.l:ll ZUSl mIllCI")! Die Debatte liber die Stasi-Akten 
auf dem 39. HL S lorikt~rt .l g J991 . tvftinchen 199J. S. 49 fr. 

78 Slmius, Spiros, m: NJW Heft 2/ 1994. S. 100 . 

79 2. SlUÄndG vom 26. 7.1 994 (8GBl. 1994 1 S. 1748). Bisher bc::;und ('Itle GC$ctzeslucke der Hcrausga
bcpr"xls vor "lIC!T1 daml, d.,ß dIe Stellen, du; ubcr li dbstgdcnigtr Dnttkopicn verfugten . dlC'se nur "uf 
Verlangen des BStU herausgeben mußten (SS 8 I und 9 11 StUG). der BStU aber wegen der mOlng,elnden 
Anz.ci!;cpflicht fur Dritlkopien hicruber keinr Kt."nntnis haue. 
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3 68 doch deutlich die politi sc hen und gesellscha.ftlichen Orientierungsprobleme nach 

Systemwechseln, in denen im aufklärerischen Übereifer leicht die Gefahr der Aus
blendung von rechtssraatlichen Normen gegeben ist. Die gesetzlichen Schwachstel
len des Stasi-Unterlagen-Gesetzes sollten zum G egenstand von Novellierungsvor
schlägen werden. 
Neben der Frage nach dem Aufarbeitungsgewicht der Akten steht nunmehr im Vor

dergrund der Novellierungs-Diskussionen das Problem der Beweisform der Stasi
Akten bei der Frage der Belastung von Personen und Institutionen. Problematisch in 
der Auseinandersetzung bleibt weiterhin der Wahrheitsgehalt der Akten und die 
Frage, wie die Quellen des MfS interpretiert und gegebenenfalls ergänzt werden 
müßten. Somit bleiben eventuelle Gesetzeslücken im Stasi-Unterlagen-Gesetz aus
zufüllen, als Beispiel diene hier nur die fehlende Möglichkeit des nach rechtsstaatli
chen Kriterien erforderlichen mündlichen Gegenbeweises. Notwendig für eine 
Neubdebung der Aufarbeitungsdiskussion ist eine breitere öffentliche Zugangsmög
lichkeit zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung. Bislang beinhaltet das Stasi

Unterlagen-Gesetz eine Monopolisierung der Aufarbeitungsmöglichkeiten in Hän
den der Bundesbehörde. Zwar ist die Einschätzung von Weberling in seinem 

Kommentar zum Stasi-Unterlagen-Gesetz sehr rigide: Er rügt die Anonymisierung 
personen bezogener Stasi-Unterlagen, die der Forschung zugänglich sind, und 
schlußfolgert, daß dadurch eine »[undierte wissenschaftliche Bearbeitung« unmög
lich sei. Im Ergebnis liege das .Forschungsmonopl« bei der Behörde des Bundesbe
auftragten" Somit können in der Gauck-Behörde selbst erarbeitete Forschungen 

zur Gesch.ichte des MfS "mangels Zugang zu den Quellen nicht überprüft« werden. 
Inwieweit solche Forschungsergebnisse der Gauck-Behörde deshalb . wissenschaft
lieh wertlos« seien, wie Weberling konstatiert, bliebe zu diskutieren. H, 

Eine NovelIierung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes sollte in erster Linie eine schärfer 
gefaßre Definition von IM zum Ziel haben. Das Vorrecht der Akren-Aufbereitung 

durch den Bundesbeauftragten sollte besser als bisla!lg garantiert werden" Die Not

wendigkeit einer Verstärkung der Position des Bundesbeauftragten zeigt der Streit 
über die »vagabundierenden Akten«, d. h. ob die von MfS-Mitarbeitern in der Auf
lösungsphase angefertigten Kopien unter die Begriffsbestimmungen des Stasi-Unter
lagen-Gesetzes fallen, weil sie nicht "im MfS entstanden« sind. s) Das Zugangsmono

pol des Bundesbeauftragten zu den MfS-Akten müßte gegen eine Einschränkung 
zugunsten der Ermitrlungsbehörden verteidigt werden, darüber hinaus müßte eine 
Novellierung die Erweiterung dcs Einsichtsrechtes hinsichtlich der verwahrten J u
stizakten beinhalten. 8, 

Eine konsequentere Präzisierung der Gesetzesziele und ein Beharren auf einem öf
fentlichen Diskurs unter sorgfältiger Trennung zwischen Information und Verdikt 

wäre hilfreich. 

80 Vg1. F.i.nsch:Hzung Weberhngs zum Driuen Umcrabschnm des StUG - Verwendung der Umerbgen des 
Sta~HS Sl"h crheitsdit' nSles (ur die politische und historische Aufarbeitun g sowie durch Presse lind Rund
funk -, in Weberhng, Joh;mnes: Stasl-Umerlagen-GeSl:t7., Kommentar, § 3l StUG, Rdnr. 1- 1 1, S. 104 ff. 
(Weberling verkennt hierhel offenbar die datenschutzrct hthchen Vorgaben bt: i der Verwendun g von per
sonenbczogcllI.:n Unterlagen.) 

81 Vgl. We.:bt:rhng, ] ohJnlll'::;; ebe.nda, Ei.nfuhrung, Rdnr. 19-2.2, S. 12 fL 
82 Vgl. Similis, Spi.ros: in : NJW Heft :t11 994, S. lOoL 
8) Vgl. ße~riffsbestimmungen des § 6 StUG. 
84 Vgl. SJmlti s, Spiros: in: NJW Heft 2!r994, S. lOof. 
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